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Der Überfall auf das Büro der französischen Satirezeitschrift Charlie Hebdo, bei dem am 7. Januar
12 Menschen getötet wurden, muss einhellig verurteilt werden. Es war ein krimineller Akt von
Verfechtern einer reaktionären politischen Philosophie, die von der überwältigenden Mehrheit der
französischen MuslimInnen wie auch der französischen ArbeiterInnenklasse und der Jugend
verabscheut wird. Ihm folgte eine Geiselnahme mit noch einmal 5 Todesopfern. Unser aufrichtiges
Mitgefühl und Beileid gilt den Familien und KollegInnen der Opfer.

Was die Motive der Attentäter auch gewesen sein mögen – die Folgen werden eine Verstärkung der
rassistischen und religiösen Unterdrückung sein. Die Statements der politischen Elite Frankreichs
machen deutlich, dass sie entschlossen ist, die Attentate zu nutzen, um jede Politik und alle
Praktiken des französischen Staates zu rechtfertigen. Das  wird umso weiter den Nährboden für den
islamistischen Terrorismus bereiten. Frankreichs Staatspräsident Francois Hollande behauptet: „Wir
werden bedroht, weil wir ein Land der Freiheit sind.“ Sein Amtsvorgänger Nicholas Sarkozy sagte: „
Es war eine Kriegserklärung gegen die Zivilisation. Angesichts von Barbarei muss sich die
Zivilisation selbst verteidigen.“ Keine dieser Aussagen entspricht der Wahrheit.

Der französische Staat hat seine eigene Geschichte der Barbarei, welche die arabische und
moslemische Bevölkerung in Nordafrika und im Nahen Osten heimgesucht hat und reicht vom
algerischen Krieg bis zu gegenwärtigen Interventionen in der Sub-Sahara. Diese barbarischen Akte
stellen jenen gegen Charlie Hebdo weit in den Schatten. Die Kriege und Besetzungen allein der
letzten anderthalb Jahrzehnte, die von der NATO und ihren Verbündeten geführt wurden, die
mörderischen Attacken von Israel auf die PalästinenserInnen, v.a. im Gaza-Streifen, haben viele
Menschen mit moslemischem Hintergrund entfremdet und empört. Auch das Kopftuchverbot an
Schulen oder das alternativlose Schweinefleischangebot in Schulkantinen haben dazu beigetragen.
Ex-Präsident Sarkozys Drohung, er wolle die französischen Vorstädte ‚kärchern’, hat den Zorn einer
Jugend ohne gesellschaftliche Perspektive erregt, die als ‚racaille’ – ein Schimpfwort für
Kleinkriminelle v.a. mit arabischen Wurzeln – bezeichnet werden.

Die regelmäßige Verfolgung arabischstämmiger Jugendlicher in den Vorstädten, die rassistische
Agitation von Seiten der wachsenden rechtspopulistischen Kräfte unter Führung von Marine Le Pens
Front National, all dies bildet den Hintergrund, vor dem Charlie Hebdos bewusst provozierende
Karikaturen als „Rechtfertigung“ für individuellen Terror herhalten mussten, der nun wiederum
brennende Moscheen und Pogrome der radikalen Rechten zur Folge haben könnte.  Mit der
Veröffentlichung rassistischer Karikaturen über Muslime oder AfrikanerInnen hat die Zeitschrift die
Welle von Islamophobie, die nicht nur Frankreich, sondern ganz Europa durchzieht, verstärkt, ja
sogar legitimiert.

Das Argument von einigen Linken in Frankreich wie auch auf internationaler Ebene, es ginge v.a.
um die Verteidigung der freien Rede und des Säkularismus, die durch die (islamistische) religiöse
Borniertheit und Intoleranz in Gefahr sei, ist völlig falsch. Diese Meinung lässt den Zusammenhang
von Imperialismus, Rassismus und Krieg durch die NATO-Mächte völlig außer Acht. Sie beherrschen
und plündern weiter die Ölreserven des Nahen Ostens.
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Die Anerkennung der Rede- und Pressefreiheit bedeutet nicht, alle Wahrnehmungen dieses Rechtes
zu billigen. Wie bei allen formalen Rechten darf deren Wahrnehmung nicht das Recht anderer,
dadurch nicht in Gefahr gebracht zu werden, einschränken. Genau dies geschieht jedoch, denn
muslimische u.a. Gemeinden werden nun genau dieser Gefahr ausgesetzt.

In Frankreich haben Säkularismus und Satire gegen religiöse Ideen und Institutionen eine lange
Tradition durch die großen revolutionären Bewegungen des 18. und 19. Jahrhunderts. Damals war
die immer noch ungeheuer mächtige katholische Kirche, die die konterrevolutionären Kräfte gegen
die Republik unterstützte, Zielscheibe der Kritik. Die Verteidigung dieses Erbes war eine Säule der
Ideologie im französischen Bürgertum, ein wesentlicher Teil seines Anspruchs, Modernität und
Zivilisation zu verkörpern. Jedoch bedeutet die Gleichsetzung der Angriffe auf die Religion der alten
herrschenden Klasse mit Attacken auf die Religion von unterdrückten Minderheiten, mit den
Unterdrückern an einem Strang zu ziehen.

Demokratische Rechte

SozialistInnen verteidigen das Prinzip eines weltlichen Staates gegen alle Versuche, der Religion
einen bevorzugten Platz im öffentlichen Leben einzuräumen. Wir verteidigen die Freiheit der
Religionskritik genauso entschlossen, wie wir jede Form von Kritik zurückweisen, die dies mit
rassistischer Hetze verbindet. In ganz Europa wollen Rassisten antirassistische Gesetze umgehen,
indem sie vorgeben, den Islam lediglich als Religion zu kritisieren. Sie nehmen Themen wie
Frauenfeindlichkeit und Homophobie zum Anlass, um daraus ein Bild von Moslems als generell
reaktionären und gefährlichen fremden Elementen zu zeichnen. Diese Aufstachelung von
Islamophobie, d.h. von Hass auf und von Furcht vor Moslems, ist genauso verwerflich wie
antisemitische Hetze.

Natürlich ist Charlie Hebdo kein rechtes oder generell rassistisches Hetzblatt. Es hat zum Verbot
der Front National aufgerufen und deren Führer, Vater und Tochter Le Pen, heftig karikiert. Seine
Verteidiger betonen, dass Charlie Hebdo auch den Papst und auch andere Religionen wie den
Judaismus aufs Korn genommen hat. Aber die Angriffe auf Moslems und den Islam sind von anderer
Qualität und können nicht vom Vorwurf der boshaften Islamophobie reingewaschen werden. Die
Karikaturen waren keine tapfere Verteidigung der Pressefreiheit, sondern hinterhältige Angriffe auf
eine verfolgte und benachteiligte Minderheit.

Was ihre Urheber auch beabsichtigt haben mögen, die Kampagne ‚Je suis Charlie’ der sozialen
Internetmedien, die das Web mit den Karikaturen des Magazins überschütten wollen, kann nur
reaktionäre Folgen haben. Ihre Botschaft ist klar: entweder man erklärt seine Identität mit Charlie
Hebdo und unterstützt das Recht auf Veröffentlichung rassistischer Karikaturen, oder man stellt sich
auf Seiten der Islamisten, die das Attentat verübt haben. Diese Gegenüberstellung gibt nicht nur den
Rassisten Auftrieb, sondern reizt unter Umständen auch einige der Opfer der Islamophobie zu
weiteren Attentaten auf und damit zu einer weiteren Runde von Mord und Unterdrückung.

Wir verteidigen sowohl das Recht, Religion zu kritisieren, aber auch das Recht, Religion frei von
Diskriminierung oder Missbrauch auszuüben. Diese Rechte geben der ArbeiterInnenklasse und
sozial unterdrückten Gruppen einen begrenzten Schutz in einer Gesellschaft, in der die
ökonomische, politische und ideologische Macht, die Macht der Presse u.a. Medien sich in den
Händen der herrschenden Klasse ballt, die religiöse und ethnische Differenzen zu ihren Gunsten
ausnutzt.

Diese Rechte nachhaltig zu verteidigen heißt, die Ziele und die Ideologie der französischen
herrschenden Klasse abzulehnen. Insbesondere muss den offiziellen politischen französischen
VertreterInnen das Recht abgesprochen werden, sie würden die Rechte aller BürgerInnen schützen.



Das ist ein falscher Universalismus. Durch die Erhebung des Säkularismus zum geheiligten Prinzip
wird damit jede/R, der/die diesem Prinzip nicht huldigt, als nicht zur französischen Gesellschaft
zugehörig erklärt. Ebenso weisen wir die Vorstellung zurück, dass der bürgerliche Säkularismus
eine Festung der „weltweiten Werte der Aufklärung und europäischen Kultur sei“, die nun von
rückwärts gewandten religiösen Fanatikern belagert würde.

Nationale Einheit

Weder der Säkularismus noch die Freiheit der Religionskritik werden in Frankreich oder anderswo
in Europa ernsthaft bedroht. Der Säkularismus als Säule des französischen Staates wird nicht durch
einen Angriff auf eine Zeitschrift in Frage gestellt. Die Art der Tat verrät vielmehr klar die soziale
und politische Isolation der Attentäter. Ein solcher reaktionärer individueller Terror ist die Waffe der
Schwachen. Im Gegensatz dazu ist die Verspottung und Dämonisierung einer nationalen und
religiösen Minderheit im Namen von satirischer Kritik ein feiges Nachäffen der dominanten
Ideologie der herrschenden Klasse. Die zuvor lobenswerte journalistische Geißelung der
französischen religiösen und reaktionären Rechten ist kein Milderungsgrund.

Die bedingungslose Unterstützung für Charlie Hebdo durch Medien und politisches Establishment
macht deutlich, dass die Hauptaufgabe von SozialistInnen im Augenblick nicht in der Opposition
gegen Selbstzensur oder der Verteidigung der Religionskritik zu suchen ist, sondern in einer klaren
Haltung gegen die Idee der Interessensgleichheit aller BürgerInnen Frankreichs. Das ist der wahre
Inhalt und Zweck der Hauptkräfte des politischen Spektrums, von der KPF bis zur Front National.
Die Großkundgebung am 11. Januar in Paris, der die Front National nur mit dem formalen Argument
fernblieb, sie sei nicht eingeladen, ist eine Feier der Einheit der Nation. Obwohl viele Muslime und
französische BürgerInnen arabischer Herkunft daran teilnehmen, ist die Einladung für Benjamin
Netanjahu, den Schlächter von Gaza, eine Unverschämtheit.

Frankreich ist ein Land, in dem 60-70% der GefängnisinsassInnen muslimischer Herkunft sind. Ihr
Bevölkerungsanteil beträgt jedoch nur 12%. In den Gefängnissen werden ihnen grundlegende
religiöse Rechte vorenthalten. Die Polizei bestraft Frauen für das Tragen einer Burka auf der Straße.
SchülerInnen wird ein Essen ohne Schweinefleisch nicht ermöglicht. Ihre Eltern dürfen nicht auf
Schulausflügen mitfahren. Hier ist klar sichtbar, dass der „Säkularismus“ entweder direkt Einfluss
auf Rassismus nimmt oder ihm Vorschub leistet. Wer der offiziellen Lesart folgt, beides hätte nichts
miteinander zu tun, nimmt dies als Entschuldigung, statt diese Zustände zu bekämpfen und
überlässt damit dem Klassenfeind unangefochten eine mächtige Waffe.

Fazit

SozialistInnen verurteilen einmütig Angriffe auf die Pressefreiheit. Wir bekämpfen unnachgiebig die
politischen Projekte von Al-Qaida und des Islamischen Staats. Aber wir stellen uns ebenso
entschieden gegen jede Anpassung an den staatlichen Rassismus, der angeblich die bürgerliche
Demokratie der französischen Republik gegen Klerikalfaschisten verteidigen will, die Europa
islamisieren wollen.

Die Verspottung des Islam und prominenter Muslime in Zusammenhang mit einem allgemeinen
Anstieg rassistischer Gewalt und religiöser Intoleranz verstärkt unbedingt die Anstrengungen der
herrschenden Klasse, ‚den Islamismus’ als existenziellen inneren Feind darzustellen. Es wäre
verheerend, wenn SozialistInnen darauf hereinfielen.

Die erfolgreichen Mobilisierungen in Deutschland gegen die islamfeindliche Bewegung  Pegida
‚Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes’ und deren Ableger zeigen, was
getan werden kann. Durch die Lenkung der öffentlichen Aufmerksamkeit auf den rassistischen



Inhalt der angeblichen ‚Verteidigung der europäischen Zivilisation’ konnten am 5. Januar etwa
30.000 TeilnehmerInnen gegen die 18.000 von Pegida auf die Straße gebracht werden. Wie ihre
französischen Kumpane versucht die deutsche Bourgeoisie, dies als Demonstration für „gemeinsame
Werte“ hinzustellen, doch die Gegenbewegung hat zumindest deutlich gemacht, dass sie die
Rassisten als Gefahr ansieht und nicht die Muslime.

In ganz Europa müssen die Linke und die Arbeiterbewegung Seite an Seite mit den Muslimen gegen
rassistisch populistische und faschistische Parteien stehen und beweisen, dass sie sich nicht durch
einen Rassismus für dumm verkaufen lassen, der sich als Verteidigung der Redefreiheit und des
Säkularismus maskiert. Dann kann auch der Entfremdung und dem Gefühl des Verfolgtseins, das
sicher den meisten terroristischen Ausbrüchen zu Grunde liegt, entgegen getreten werden. In den
muslimischen Gemeinden kann ein Kampf gegen die reaktionäre islamistische Ideologie in Gang
gesetzt werden, die hundert Mal mehr bewirken wird als alle verschärften sog.
Sicherheitsvorkehrungen der imperialistischen Staaten.


